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Wettbewerbsfähigkeit: Hohe Bürokratie und 
Arbeitskosten belasten die Unternehmen am 
stärksten, so eine Gesamtmetall-Umfrage. S. 24

PERSPEKTIVEN. Der Titel des Magazins der Metall- 
und Elektro-Industrie ist ein VERSPRECHEN: Es geht um 
STANDPUNKTE, MEINUNGEN und STIMMEN der M+E-Arbeitgeber, 
aber auch um ANDERE BLICKWINKEL auf das, was bewegt. 
GESAMTMETALL wünscht Ihnen eine erkenntnisreiche Lektüre. 
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Bundestagswahl: 
Politik für mehr 

Wettbewerbsfähigkeit. 

Überbrückbare Gräben
Christ- und Sozialdemokraten stehen sich nicht unversöhn-
lich gegenüber. Beide haben eine lange gemeinsame parla-
mentarische Geschichte und eine tief verwurzelte demokra-
tische Tradition. Sie sind in manchen Themengebieten poli-
tische Kontrahenten, die aber, wenn es darauf ankam, immer 
das Wohl des gesamten Landes im Blick hatten. Jetzt kommt 
es wieder einmal darauf an. Und so groß ist der Schatten, 
über den die SPD, aber auch die Union springen müssten, 
in einigen Themengebieten vielleicht gar nicht. 

Nach den Ereignissen in Washington muss Deutschland 
reagieren. Dazu gehört eine schnelle Aufrüstung: materi-
ell und personell. Die Bundeswehr braucht dringend mehr 
Geld und Deutschland muss kriegstüchtig werden. Das ist 
eine, wenn nicht die größte Aufgabe der sich in Gründung 
befindenden Regierung.

Auch in Fragen der Migrationspolitik könnten sich Union 
und SPD wie beim Asylkompromiss 1993 einigen, schließ-
lich befürwortet ein Großteil ihrer Anhänger Verschärfun-
gen in der Migrationspolitik. Mit etwas Flexibilität und ge-
sundem Menschenverstand lassen sich auch noch weitere 
Gemeinsamkeiten finden. Ziel muss ein Politikwechsel sein. 
Klar ist damit, dass sich auch die SPD bewegen muss.

Pragmatismus nötig
Im Bereich der Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialpolitik lie-
gen die Positionen wohl am weitesten auseinander. Hier trifft 
der Umverteilungsgedanke auf den Leistungsgedanken. Die-
se miteinander auszusöhnen, wird die eigentliche Herkules-
aufgabe. Aber es ist eine, die in der Vergangenheit schon 
gelöst wurde. Sowohl Union als auch SPD wollen Steuer-
entlastungen für einen Großteil der Bürger. Die Union will 
Unternehmenssteuern senken und den Solidaritätsbeitrag 
abschaffen. Die SPD will den Sozialstaat weiter ausbauen. 
Das ist aktuell ohne neues Wachstum nicht bezahlbar. Aber 
bevor man über Erhöhungen für wen oder was auch immer 
nachdenken darf, muss erst einmal glaubwürdig gespart 
und priorisiert werden – auch bei sich selbst. Man muss an 
die SPD appellieren, Pragmatismus walten zu lassen. Ohne 
Einsparungen wird es nicht gehen.

Ohne stabile Wirtschaft keine stabile Regierung
Deutschland ist im dritten Rezessionsjahr. Aktuell verliert 
die deutsche Industrie jeden Monat 7.000 bis 10.000 Ar-
beitsplätze. Ohne Lösung der strukturellen Probleme des 
Standorts bei den Arbeitskosten, Steuern, Energiepreisen, 
bei der Bürokratie, Infrastruktur und Bildung ist eine Ver-
besserung der Wirtschaftslage nicht zu erwarten. Wir brau-
chen einen Koalitionsvertrag für Wettbewerbsfähigkeit. Die 
neue Koalition muss wissen: Ohne eine stabile Wirtschaft 
gibt es keine stabile Regierung.

WAS MEINEN SIE, HERR WOLF? Ein grundlegender Wechsel in der Wirtschaftspolitik 
ist zur Überlebensfrage des Industriestandorts Deutschland geworden. Welche Reformen 

Union und SPD jetzt durchsetzen müssen, sagt Gesamtmetall-Präsident Stefan Wolf.

GASTAUTOR: Stefan Wolf
WOHNORT: Bad Urach
BERUF: Manager
BERUFUNG: Den Standort Deutschland stärken
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Wirtschaft fordert 
Politikwechsel 
Um auf die desolate Lage der Wirtschaft aufmerksam zu machen, haben 
140 Verbände und Unternehmerinitiativen aus verschiedenen Branchen 
zum „Wirtschaftswarntag“ vor dem Brandenburger Tor in Berlin aufgeru-
fen. Mehr als 1.000 Teilnehmer waren dem Aufruf gefolgt, darunter viele 
Unternehmer und Vertreter der Wirtschaft, wie Gesamtmetall-Präsident 
Dr. Stefan Wolf (Bild 3) und Metall-NRW-Präsident Arndt Kirchhoff (Bild 1, 
am Rednerpult, Bild 6, r.) sowie Politiker, wie Christian Lindner (Bild 2, l.), 
Dr. Marco Buschmann, Tilman Kuban, Wolfgang Kubicki, Christian Dürr, Julia 
Klöckner u.a. (Bild 7). Am Wirtschaftswarntag beteiligten sich bundesweit 
181 Unternehmen und regionale Wirtschaftsverbände. Es gab Kundge-
bungen in München, Stuttgart, Hamburg und Lingen (Ems). Alle Beteili-
gungen sind auch auf der Website wirtschaftswarntag.de dokumentiert.

6
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Gesamtmetall

Schnelles Medium 
für den schnellen 
Wahlkampf
Mit kreativen und humorvollen Social-Media-Aktionen auf einer 
eigenen Landingpage rund um das Thema „Standort retten“ 
hat Gesamtmetall den Wahlkampf begleitet. Ob witzige Memes, 
knackige Sharepics oder spannende Umfragen – sie zeigten, dass 
Politik jeden etwas angeht und auch Spaß machen kann. Eigen-
initiative war ebenfalls gefragt. So konnte man Standortretter 
seiner Stadt werden oder mit dem Stand-O-Mat seine eigene 
Einstellung zu den fünf Forderungen von Gesamtmetall testen. 
Um die sich beschleuningende Deindustrialisierung zu stoppen, 
braucht es dringend bessere Rahmenbedingunen am Standort. 
Mehr unter: #standortretten und standort-retten.de

Europäisches Arbeitgeberinstitut

Start mit KI-Studie
Im Oktober 2024 ging das Europäische Arbeitgeberinstitut (European 
Employers’ Institute) mit Sitz in Brüssel an den Start. Das als Pendant 
zum Europäischen Gewerkschaftsinstitut gegründete Wissenschafts-
institut soll sicherstellen, dass die EU-Institutionen auch die Ansich-
ten und Interessen der Arbeitgeber bei neuen politischen Maßnah-
men im Bereich Beschäftigung und Soziales berücksichtigen. Mittels 
aktueller Forschungsergebnisse zu den Auswirkungen der vorgeleg-
ten Gesetzesinitiativen auf Unternehmen soll sichergestellt werden, 
dass politische Entscheidungen in der EU-Sozialpolitik auf Fakten 
beruhen. Gesamtmetall gehört zu den neun Gründungsmitgliedern, 
mittlerweile ist das EEI schon auf 18 Mitglieder gewachsen. Den Vor-
sitz hat Delphine Rudelli, Hauptgeschäftsführerin des europäischen 
M+E-Dachverbands ceemet, übernommen. Das erste große Projekt ist 
eine Studie zur Nutzung von Künstlicher Intelligenz in europäischen 
Unternehmen, sie wird u.a. in Kooperation mit dem IW Köln und dem 
Institut für angewandte Arbeitswissenschaft (ifaa) durchgeführt. Ne-
ben der Sammlung aktueller Daten soll das Projekt dazu beitragen, 
ein gemeinsames Verständnis der Chancen und Risiken für den Ein-
satz von KI in der modernen Arbeitswelt zu entwickeln. Außerdem für 
2025 geplant sind Rechtsstudien z.B. zur Regelung der Unterauftrags-
vergabe in den verschiedenen EU-Ländern – hier forderten Teile des 
Europäischen Parlaments neue rechtliche Beschränkungen. 

14/05/2025

NEUSTART
DEUTSCHLAND
Wie gelingt der 
Politikwechsel

Hotel Adlon Kempinski 
Unter den Linden 77 

10117 Berlin

Weitere Informationen 
auf gesamtmetall.de



Sicht:Weise

»Um die europäische 
Kapitalmarktunion endlich 
voranzubringen, müssen 
die Egoismen der 
nationalen Finanzplätze 
überwunden werden.«
Jörg Asmussen,
Hauptgeschäftsführer des Gesamt­

verbandes der Versicherer

Absolut – und das mehr denn je. Es 
ist auch eine Frage unserer euro­
päischen Souveränität zwischen 
den politischen und wirtschaft­
lichen Machtpolen USA und China
und aufstrebenden, selbstbewussten 
Schwellenländern wie Indien. Seit 
dem Brexit liegt der größte euro­
päische Finanzplatz außerhalb der 
EU. Eine europäische Kapitalmarkt­
union würde dazu beitragen, Euro­
pa krisenfester und wettbewerbsfä­
higer zu machen. Die deutsche und 
europäische Versicherungswirtschaft 
kann dabei als bedeutender Kapital­
anleger und Risikoträger eine we­
sentliche Rolle spielen. Ein wichtiger 
Baustein wären EU­weite Mindest­
standards des Insolvenzrechts, insbe­
sondere für institutionelle Anleger. 

»Einfache, kosteneffiziente 
und europaweite Anlage­
produkte würden gefördert, 
um Bürgern bessere 
Möglichkeiten zur privaten 
Altersvorsorge zu bieten.«
Christiane Hölz, Geschäftsführerin 
der Deutschen Schutzvereinigung für 
Wertpapierbesitz e. V. 

Es geht nicht mehr nur um eine Kapi­
talmarktunion, sondern um eine um­
fassendere „Spar­ und Investitions­
union“ (SIU), die den Bedürfnissen 
der Bürger in der EU gerecht wird.
Denn zu wenige EU­Bürger inves­
tieren an den Kapitalmärkten. Das 
schadet nicht nur dem finanziellen 
Wohlergehen der Menschen, son­
dern bremst auch die Wettbewerbs­
fähigkeit unserer Wirtschaft. Zudem 
bereiten die nationalen Rentensys­
teme Kopfzerbrechen: Komplizierte 
und schwach performende Produkte 
führen zu einer wachsenden Renten­
lücke. Einheitliche Standards würden 
es für Aktionäre einfacher machen, 
das Stimmrecht auch grenzüber­
schreitend auszuüben und damit Ein­
fluss auf Unternehmen zu nehmen.

»Europäisches Kapital, 
das mangels attraktiver 
Anlagemöglichkeiten 
häufig in den USA angelegt 
wird, könnte leichter in 
Europa gehalten werden.«
Christian Sewing,
Präsident des Bundesverbandes 

deutscher Banken

Europa braucht so schnell wie mög­
lich eine funktionierende Kapital­
marktunion. Gut entwickelte Kapi­
talmärkte spielen eine Schlüssel rolle 
bei der Finanzierung von Techno­
logie und innovativen Unternehmen. 
Zahlreiche Studien belegen einen 
positiven Zusammenhang zwischen 
Kapitalmärkten, Produktivität und 
Wirtschaftswachstum. Bislang bieten 
die fragmentierten europäischen Ka­
pitalmärkte nicht die Liquidität, die 
große Investoren aus Amerika, Asi­
en oder dem Nahen Osten benötigen. 
Mit einem effizienten Ansatz, der 
Bürokratie vermeidet und stattdes­
sen nationale Regelungen vereinfacht 
und vereinheitlicht, lässt sich Euro­
pas enormes Potenzial deutlich bes­
ser ausschöpfen. 

Brauchen wir eine europäische 
Kapitalmarktunion?
Die europäische Kapitalmarktunion ist ein zentrales Projekt der EU, das darauf abzielt, 
die Kapitalmärkte innerhalb der Union zu vereinheitlichen. 
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1972  
Willy Brandt   

Mit einem 
sozial-liberalen 
Bündnis zum 

gesellschaftlichen 
Aufbruch.  

63 Seiten

FASST 
EUCH  
KURZ!
Zu lang, zu detailliert, 
zu starr? In Deutschland 
gelten Koalitionsverträge als 
unverzichtbares Fundament 
der Regierungsarbeit. Doch 
oft blockieren sie mehr, als 
sie nützen. In einer Zeit der 
Krisen stellt sich die Frage: 
Brauchen wir eine neue 
Form des Pragmatismus?

1961  
Konrad Adenauer   

Zähe Verhand-
lungen zwischen 

CDU/CSU  
und FDP. 

9 Seiten

Willy Brandt 

sozial-liberalen 
Bündnis zum

gesellschaftlichen 

63 Seiten
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2021  
Olaf Scholz   

Ampel-Premiere: 
SPD, Grüne und 

FDP regieren erst-
mals gemeinsam. 

177 Seiten

2013  
Angela Merkel   
Meisterin der 

Kompromisse: Von 
Schwarz-Gelb bis 

zur GroKo.

185 Seiten

1990  
Helmut Kohl   

Union und FDP als 
erste Koalition des 
wiedervereinigten 

Deutschlands.  

80 Seiten

Ampel-Premiere: 
SPD, Grüne und 

FDP regieren erst-
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Wahlperiode 1957–1961 
Bundeskanzler Konrad Adenauer

Koalition: CDU/CSU, DP
Nicht veröffentlichte 

Koalitions­
absprachen, 

aber:Vereinbarung 
aus dem Nach­

lass von Hans­Jo­
achim von 

Merkatz.

8 Seiten

Wahlperiode 1961–1965
Bundeskanzler: 
Konrad Adenauer/
Ludwig Erhard
Koalition: CDU/CSU, FDP
Koalitionsabkommen vom 
20. Oktober 1961, Wortlaut 
des Abkommens zwischen 
den Unionsparteien und den 
Freien Demokraten, u.a. 
veröffentlicht in „Die Welt“ 
am 6. November 1961.

9 Seiten

1949 1953 1957 1961

E
s geht vor allem darum, so schnell wie 
möglich eine handlungsfähige Regierung 
in Deutschland zu schaffen. Denn die 
Welt da draußen wartet nicht auf uns. Sie 
wartet auch nicht auf langatmige Koaliti-

onsgespräche und Verhandlungen.“ Als Friedrich 
Merz (CDU) am Abend eines langen Wahltages 
am 23. Februar 2025 im Konrad-Adenauer-Haus Februar 2025 im Konrad-Adenauer-Haus Februar 2025 im Konrad-
vor seine Parteifreunde trat, war neben all der 
Freude über den klaren Regierungsauftrag auch 
die Dringlichkeit zu spüren, mit der sich die Uni-
on der Vielzahl an nationalen und internationalen 
Problemen widmen will. „Wir müssen jetzt wieder 
schnell handlungsfähig werden, damit wir im In-
neren das Richtige tun können, dass wir in Euro-
pa wieder präsent sind, dass auf der Welt wahrge-
nommen wird: Deutschland wird wieder zuverläs-
sig regiert.“ Doch zwischen Wahlsieg und funkti-
onierender Regierung liegt ein langer Weg. Und 
dieser führt die Koalitionäre von CDU/CSU und 
SPD durch unwegsames Gelände mit Verhandlun-
gen, Kompromissen, Zugeständnissen und Sach-
zwängen. Die Parteien müssen eine Lösung dafür 
finden, „was die Wähler da so zusammengewählt 
haben“, wie es der amtierende Ministerpräsident 
von Baden-Württemberg Winfried Kretschmann 

2017 in einem Interview mit der Frankfurter All-
gemeinen Sonntagszeitung formulierte. 

Am Ende der Verhandlungen steht der KoAm Ende der Verhandlungen steht der Ko-
alitionsvertrag. 2009 wurde er am schnellsten alitionsvertrag. 2009 wurde er am schnellsten 
ausgehandelt – schon 27ausgehandelt – schon 27 Tage nach der Wahl lag Tage nach der Wahl lag 
das Papier vor. Am längsten dauerte es 2017, als das Papier vor. Am längsten dauerte es 2017, als 
die Verhandlungen von Union, Grünen und FDP die Verhandlungen von Union, Grünen und FDP 
scheiterten. Erst 136scheiterten. Erst 136 Tage nach der Wahl konnte Tage nach der Wahl konnte 
der Groko-Koalitionsvertrag vorgestellt werden. 
Der Koalitionsvertrag gibt üblicherweise die poli-
tische Marschrichtung der Legislaturperiode vor. 
In Deutschland gilt er als Fundament der Regie-
rungsarbeit, als Wegweiser im turbulenten Poli-
tikgeschäft. Doch klar ist auch: Seine praktische 
Wirksamkeit steht immer wieder in der Kritik. Zu 
lang sei er, zu detailliert und starr – ungeeignet, 
um auf die Dynamik weltpolitischer Veränderun-
gen zu reagieren. Und trotz hart errungener Kom-
promisse scheitern später viele Vorhaben oder 
führen zu langen öffentlichen Auseinanderset-
zungen, wie die Ampel-Koalition leidvoll erfahren 
musste. Wie viel Substanz steckt in dem Vertrag, 
der eigentlich gar keiner ist? Ist er immer noch ein 
verlässlicher Kompass für das Regierungshandeln 
in Deutschland oder doch ein überbürokratisier-
tes Ritual, das mehr Probleme schafft, als es löst? 

„Koalitionsverträge sind rechtlich unverbind-
liche Absichtserklärungen. Die Bezeichnung Ver-
trag suggeriert zwar etwas anderes; wir denken 
dabei sofort an Pflichten, Rechte und Ansprüche. 
Sie bleiben aber lediglich politische Wunschlis-
ten, was Koalitionsparteien während ihrer Amts-
periode durchsetzen wollen“, sagt der ehemali-
ge Vizepräsident des Bundesverfassungsgerichts 
Prof. Dr. Ferdinand Kirchhof. Gerichtlich einklag-
bar sind sie also nicht. Und dennoch haben Koali-
tionsverträge eine starke faktische Bindung, weil 
keiner der Partner ohne triftigen Grund von den 
vereinbarten Zielen abrücken möchte – schließ-
lich würde das den Eindruck politischer Unzu-

»Ein zeitgemäßer Koalitions­
vertrag sollte mit weniger 

Detail genauigkeit arbeiten 
und auf die unerträgliche 
Politiklyrik verzichten.«

Jürgen W. Falter, Politikwissenschaftler an der 
Johannes Gutenberg-Universität mainz. SE
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1965 1969

»Keep it simple, keep it 
short! Dann erlangen  

diese Verträge viel mehr 
Durchschlagskraft.«

Ferdinand Kirchhof, ehemaliger Vize­
präsident des Bundesverfassungsgerichts

verlässigkeit erwecken. Hält sich ein Koalitions­
partner nicht an die Abmachungen, kann das vom 
anderen vor allem in der öffentlichen Wahrneh­
mung als Bruch eines Vertrags gewertet werden. 
Und natürlich kann das auch zum Ende einer Ko­
alition führen.

Kompass im Regierungshandeln
„Koalitionsverträge sind einerseits eine Art Fahr­
plan für die Regierungsarbeit und zumindest dem 
Gedanken nach auch ein Stabilitätsfaktor und Ord­
nungsrahmen“, sagt Prof. Dr. Jürgen Falter, Politik­
wissenschaftler an der Johannes Gutenberg­ Uni­
versität Mainz. Die Koalitionäre versuchen, sich 
vier Jahre lang daran entlangzuhangeln und mög­
lichst viele der formulierten Projekte auf den Weg 
zu bringen. Doch das geht auch nur so lange, wie 
sich die äußeren Umstände nicht gravierend än­
dern. Dass sich die Weltlage innerhalb kürzester 
Zeit ändern kann, trotz eines langen und stabi­
len Friedens in weiten Teilen Europas, zeigt der 
russische Angriffskrieg gegen die Ukraine. „Dann 
können Koalitionsverträge sehr schnell zu Ma­
kulatur werden“, sagt Falter, „und wenn man sich 
dennoch an den Wortlaut der Verträge klammert, 
auch zu einer ernsthaften Belastung für die Zu­
sammenarbeit – Stichwort Abschaltung der letz­
ten Atomkraftwerke mitten in einer ernsthaften 
Energieversorgungskrise.“ 

Eine bestimmte Form ist für den Vertrag zwar 
nicht vorgesehen, aber in der Praxis hat sich ein 
durchstrukturiertes Schriftstück durchgesetzt, 
an dem die jeweiligen Bündnispartner über Wo­
chen arbeiten. Daraus ergibt sich ein großes öf­chen arbeiten. Daraus ergibt sich ein großes öf­chen arbeiten. Daraus ergibt sich ein großes öf
fentliches Interesse an der Kenntnis des Inhalts 
von Koalitionsvereinbarungen. Deswegen wur­
den in der jüngeren Vergangenheit etliche Ver­
träge veröffentlicht und frei zugänglich gemacht. 
Sie trugen Namen wie „Aufbruch und Erneue­
rung – Deutschlands Weg ins 21. Jahrhundert“ 

im Jahr 1998 bei der ersten rot­grünen Koalition 
unter Gerhard Schröder (SPD),  „Gemeinsam für 
Deutschland. Mit Mut und Menschlichkeit“ bei 
der Großen Koalition im Jahr 2005 unter Angela 
Merkels (CDU) Kanzlerschaft oder zuletzt bei 
der Ampel im Jahr 2021 „Mehr Fortschritt wa­
gen: Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und 
Nachhaltigkeit“.

Um zu verstehen, wie sich Koalitionsab­
sprachen im Laufe der Wahlperioden zusehends 
verkompliziert haben, lohnt ein Blick in die Ge­
schichte. Als Konrad Adenauer (CDU) am 21. Au­
gust 1949 einen ausgewählten Kreis von CDU­
und CSU­Politikern in seinem Haus in Rhöndorf 
nahe Bonn versammelte, lag Deutschland noch 
immer in Schutt und Asche. An hundertseitige 
Absichtserklärungen war damals nicht zu den­
ken. Es galt, so schnell wie möglich eine Mehr­
heit zu bilden, um den Wiederaufbau zu bewäl­
tigen. Nach einigen Diskussionen entschieden 
sich die Teilnehmer der informellen Gesprächs­
runde für eine Koalition mit FDP und DP (Deut­
sche Partei), gegen eine Koalition mit der SPD 
und nominierten Adenauer als Kanzlerkandida­
ten der CDU und CSU. Am 15. September 1949 
wurde er vom Bundestag zum ersten Bundes­
kanzler der Bundesrepublik Deutschland 

Wahlperiode 1965–1969
Bundeskanzler: 
Ludwig Erhard 
Koalition: CDU/CSU, FDP
Nicht veröffentlichte 
Koalitionsabsprachen.
Über die erste kurze Wirt
schaftskrise der Bundesrepub
lik Deutschland zerbricht 1966 
die Koalition. Unionsparteien 
und SPD einigen sich auf die 
erste Große Koalition.

Dezember 1966:
Bundeskanzler: Kurt Georg Kiesinger
Koalition: CDU/CSU, SPD
Die Regierungserklärung von 
Kurt Georg Kiesinger: 

31 Seiten

Verzicht auf detaillierten Koalitions­
vertrag; teilweise Übernahme der 
„Leitsätze der SPD für die Koalitions­
verhandlungen im Herbst 1966“ in 
der Regierungserklärung.

Über die erste kurze Wirt­
schaftskrise der Bundesrepub­
lik Deutschland zerbricht 1966 
die Koalition. Unionsparteien 
und SPD einigen sich auf die 

Verzicht auf detaillierten Koalitions­
vertrag; teilweise Übernahme der 
„Leitsätze der SPD für die Koalitions­
verhandlungen im Herbst 1966“ in 
der Regierungserklärung. 3
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gewählt. Die Koalitionsabsprachen zwischen den 
Parteien wurden nicht veröffentlicht, sollen aber 
in Form eines Briefwechsels abgehalten worden 
und, soweit bekannt, auf wenige inhaltlich-poli-
tische Fragen beschränkt gewesen sein. Vielleicht 
war es ein einfacher Handschlag, der den Fahr-
plan für die nächsten vier Jahre besiegelte, viel-
leicht auch eine Unterschrift. Klar ist jedoch, dass 
es ein fast stoischer Pragmatismus und der unbe-
dingte Wille zur Veränderung waren, die das poli-
tische Nachkriegsdeutschland bestimmten. „Am 
Anfang der Bundesrepublik gab es keine Koaliti-
onsverträge, sondern bestenfalls mehr oder min-
der lose Vereinbarungen. Im Lauf der Jahrzehnte 
wurden die Koalitionsverträge dann formalisiert 
und immer detaillierter“, betont Falter. 

Archivarisch nachweisbar ist die Seiten-
zahl einer Koalitionsvereinbarung erstmals von 
der dritten Legislaturperiode zwischen 1957 bis 
1961. Mit dem Slogan „Keine Experimente“ er-
zielten CDU und CSU damals 50,2 Prozent der 
Stimmen und damit die absolute Mehrheit. Trotz-
dem ging Adenauer ein Bündnis mit der DP ein. 
Gerade einmal acht Seiten genügten, um den In-
halt der Schwerpunktfelder festzuhalten: Außen-

politik, Innenpolitik, Kulturpolitik, Steuerpoli-
tik, Wirtschaftspolitik, Sozialpolitik, Rechtswe-
sen, Verkehrspolitik und Parlamentarische Zusen, Verkehrspolitik und Parlamentarische Zu-
sammenarbeit. Ein Auszug macht deutlich, wie sammenarbeit. Ein Auszug macht deutlich, wie 
zu Adenauers Zeiten Wert auf Effizienz und poliAdenauers Zeiten Wert auf Effizienz und poli-
tische Handlungsfähigkeit gelegt wurde: „Die Kotische Handlungsfähigkeit gelegt wurde: „Die Ko-
alitionsfraktionen verständigen sich über einen alitionsfraktionen verständigen sich über einen 
von Sachverständigen auszuarbeitenden Plan, die von Sachverständigen auszuarbeitenden Plan, die 
Arbeit im Bundestag zu vereinfachen und zweck-
mäßiger zu gestalten mit dem Ziel a) nicht so sehr 
ministerielle Facharbeit zu leisten als vielmehr 
zu politischen Entscheidungen zu kommen; b) 
Kraft und Zeit der Abgeordneten zu schonen und 
auf das politisch Wesentliche zu sammeln; […]“.

Aus Liebe zum Detail
Entgegen diesen Bestrebungen sind die Koa-
litionsvereinbarungen der Bundesrepublik je-
doch immer umfangreicher geworden. Während 
Konrad Adenauer in jeder seiner Amtszeiten noch 
mit weniger als zehn Seiten auskam, wuchs der 
Vertrag unter Willy Brandt (SPD) 1972 bereits 
auf 63 Seiten. Unter der Regierung von Helmut 
Schmidt (SPD) erreichte das Schriftstück 1980 
einen Umfang von 81 Seiten, Helmut Kohls (CDU) 
Koalitionsvertrag 1990 kam auf 80. Den bisheri-
gen Rekord stellte Angela Merkel in der Legisla-
turperiode 2013 bis 2017 mit 185 Seiten auf, dicht 
gefolgt von der Ampelkoalition mit 177 Seiten. 

Aus einer Studie von 2021 zum Thema „Ko-
alitionsverhandlungen im Beziehungsgeflecht 
von Fraktion und Partei“, herausgegeben von 
der Konrad-Adenauer-der Konrad-Adenauer-der Konrad- Stiftung, geht hervor, dass 
Stimmen in der Politik die Entwicklung zu einer 
immer detaillierteren Festschreibung der politi-
schen Vorhaben zwar differenziert, unterm Strich 
jedoch eher kritisch bewerten. So wurden im Rah-
men der Studie insgesamt 15 Gespräche mit Spit-
zenpolitikern geführt, die alle seit 1990 an Koa-
litionsgesprächen beteiligten Parteien abdecken FO
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»Es wäre sinnvoll, wenn die  
Ziele mit Kosten-Nutzen-  
Analysen unterlegt wären. Das 
ist leider häufig nicht der Fall. 

Und dann muss im Nachhin-
ein korrigiert werden.«

Achim Wambach,Achim Wambach, Präsident des leibniz-Zent-
rums für rums für europäische Wirtschaftsforschung

Wahlperiode 1972–1976
Bundeskanzler: 

Willy BrandtWilly Brandt
Koalition: SPD, FDP 

Als maßgeblich gilt die Als maßgeblich gilt die 
„Regierungserklärung des „Regierungserklärung des 
zweiten Kabinetts Brandt/zweiten Kabinetts Brandt/
Scheel“ von Willy Brandt 

vom 18. Januar 1973.

63 Seiten

Wahlperiode 1976–1980
Bundeskanzler: 
Helmut Schmidt
Koalition: SPD, FDP
Die Koalitionsverhandlungen 
fanden ihren Niederschlag 
in der Regierungserklärung 
von Helmut Schmidt 
vom 16. Dezember 1976.

81 Seiten
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(CDU, CSU, SPD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen). 
Auf Verständnis traf der „Trend, dass man mög-
lichst viel vorher festzurren möchte, damit da-
nach das Regieren leichter fällt“. Im Koalitions-
vertrag von 2013 zwischen Union und SPD unter 
der Kanzlerschaft von Angela Merkel sei die „Lie-
be zum Detail sehr ausgeprägt“ gewesen. Beson-
ders kritische Stimmen bezeichneten die größe-
re Regelungsbreite als „Elend“ oder „grauenvoll“. 
Koalitionsverträge seien inzwischen so lang, dass 
sie anfingen, den „normalen parlamentarischen 
Betrieb zu strangulieren“. Die Arbeit der Abge-
ordneten verkomme zu einem „bürokratischen 
Vollzug von Vertragsinhalten“. Wenn Regierun-
gen plötzlich auf Krieg, Inflation oder eine geo-
politische Zeitenwende reagieren müssen, bleibt 
für die bloße Abarbeitung eines Vertrags wenig 
Spielraum. Ein Interviewpartner aus der Studie 
hielt zu solchen „externen Schocks“ fest, es sei 
inzwischen „vergebene Liebesmüh, so detailliert 
einen Vierjahreszeitraum“ regeln zu wollen. 

Dass sich die politischen Rahmenbedingun-
gen rasant ändern können, weiß auch der zum Re-
daktionsschluss noch amtierende Bundesland-
wirtschaftsminister Cem Özdemir (Bündnis 90/ 
Die Grünen). Er betont die Flexibilität und die 
Weitsicht, die es braucht, um die gesamte Legisla-
turperiode über handlungsfähig zu bleiben: „Bei 
Koalitionsverträgen kommt es nicht nur darauf 
an, welche Maßnahmen drinstehen, sondern auch 
auf Ziele, gemeinsame Überzeugungen und damit 
ein Grundverständnis: Wie reagieren wir gemein-
sam auf das, von dem wir zum Abschluss der Ver-
handlungen noch nicht wissen, dass es auf uns zu-
kommt?“ Ein Koalitionsvertrag ist kein in Stein ge-
meißeltes Gesetz, sondern ein Arbeitsplan – eine 
Absichtserklärung, die Raum für Anpassung, für 
Reflexion lassen muss. Starres Festhalten an ein-
mal vereinbarten Zielen kann zum Selbstzweck 
werden. Doch oft führt die Unterzeichnung ei-

nes solchen Vertrags dazu, dass Politiker mit 
Scheuklappen der reinen Fachlichkeit folgen und 
stoisch auf das formulierte Ziel hinarbeiten – un-
geachtet neuer Realitäten. Was stattdessen gefragt 
wäre, ist eine instrumentelle Vernunft: die Fähig-
keit, Politik nicht als dogmatische Umsetzung, son-
dern als dynamischen Prozess zu begreifen.

Auch Dr. Georg Milbradt (CDU), ehemaliger 
Ministerpräsident von Sachsen, betont, dass Po-
litik nur dann handlungsfähig bleibt, wenn sie be-
reit ist, auf äußere Umstände flexibel zu reagieren: 

„Das stand schon im römischen Recht, in der ‚clau-
sula rebus sic stantibus‘: Wenn sich die entschei-
denden Umstände ändern, welche die Geschäfts-
grundlage bilden, hat man Anspruch darauf, die 
Verträge zu ändern. So ein Vertrag darf nicht als 
Korsett gesehen werden.“ Am Ende gehe es um 
eine Vertrauensbasis. Milbradt zufolge beruht die 
Fülle der heutigen Koalitionsverträge auf einem 
großen Misstrauen zwischen den Parteien. Man 
versuche, alles möglichst detailliert festzuhalten, 
selbst Einzelheiten, die im Gesetzgebungsverfah-
ren festgelegt werden. „Das kann in Koalitionsver-
handlungen gar nicht geleistet werden. Man muss 
sich auf das Wesentliche konzentrieren.“

Das unterstreicht auch Franz Müntefering, 
ehemaliger Bundesvorsitzender der SPD und Vi-
zekanzler im ersten Kabinett Merkel: „Koalitions-
verträge sind sinnvoll und nötig. Sie sollen 
die Themen ansprechen, die 
verträge sind sinnvoll und nötig. Sie sollen 
die Themen ansprechen, die 

»So ein Vertrag darf nicht als 
Korsett gesehen werden.«

Georg Milbradt, Sächsischer Minister- Sächsischer Minister-
präsident a. D., WirtschaftswissenschaftlerD., Wirtschaftswissenschaftler

Wahlperiode 1990–1994
Bundeskanzler: 

Helmut Kohl
Koalition: CDU/CSU, FDP

Koalitionsvereinbarung für 
die 12. Legislaturperiode des 

Deutschen Bundestages.

80 Seiten

Wahlperiode 1987–1990
Bundeskanzler: Helmut Kohl

Koalition: CDU/CSU, FDP
Zahlreiche Einzelvereinbarungen, kein

ausdrücklicher Koalitionsvertrag.

32 Seiten
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man gemeinsam, mit Vertrauen zueinander, sach-
lich und zielstrebig zu guten Lösungen führen will, 
nicht schon die Lösungen der Probleme in wesent-
lichen Details. Denn die hektischen Tage der Koa-
litionsvereinbarungs-Suche lassen nicht genügend 
Zeit für eine wirklich sattelfeste, gesetzesmäßige 
Lösungsfindung.“

Der Streit um die Heizung
Das Gebäudeenergiegesetz ist ein Paradebeispiel 
dafür, wie Koalitionsverträge in der politischen 
Praxis an ihre Grenzen stoßen können. Im Koa-
litionsvertrag von 2021 hatte die Ampelregierung 
festgelegt, dass ab 2025 jede neu eingebaute Hei-
zung zu mindestens 65 Prozent mit erneuerbaren 
Energien betrieben werden soll. Um einem Gas-
mangel nach dem russischen Angriffskrieg vor-
zubeugen, entschied der Koalitionsausschuss, die-
se Regelung bereits für 2024 wirksam werden zu 
lassen. Der Konflikt war programmiert: Die FDP, 
die Verfechter von Technologieoffenheit und 
Marktwirtschaft ist, stellte sich gegen die Forde-
rung nach einer schnelleren Einführung und ver-
langte weitreichende Änderungen, auch um, wie 
es Christian Dürr, der Vorsitzende der FDP-Bun-
destagsfraktion in der 20. Legislaturperiode for-
mulierte, den „Geldbeutel der Bürger“ zu schützen. 

Er betonte, dass Klimaneutralität in der Realität 
umsetzbar sein müsse: „Die Heizung muss zum 
Haus passen.“ Die Gegensätze innerhalb der KoaHaus passen.“ Die Gegensätze innerhalb der Koa-
lition, verstärkt durch externe Herausforderungen lition, verstärkt durch externe Herausforderungen 
wie steigende Baukosten und Handwerkermangel, wie steigende Baukosten und Handwerkermangel, 
führte zu einem monatelangen Streit.führte zu einem monatelangen Streit.

Das Beispiel zeigt, dass Koalitionsverträge Das Beispiel zeigt, dass Koalitionsverträge 
nicht vor politischem Streit und Machtkämpfen nicht vor politischem Streit und Machtkämpfen 
schützen. Der politische Wille, Widerstand in der 
Bevölkerung und unvorhergesehene äußere Ein-
flüsse können selbst das ambitionierteste Vorha-
ben ins Wanken bringen. Prof. Achim Wambach, 
Präsident des Leibniz-Zentrums für Europäische 
Wirtschaftsforschung, wirbt trotzdem dafür, we-
nigstens den Versuch zu unternehmen, in die Zu-
kunft zu schauen, um die Vereinbarkeit von wirt-
schaftlichem Erfolg und der Umsetzung progres-
siver Pläne zu prüfen: „Es wäre sinnvoll, wenn 
die Ziele mit Kosten-Nutzen-Analysen unterlegt 
wären. Das ist leider häufig nicht der Fall. Und 
dann muss im Nachhinein oft korrigiert werden.“ 

Deutschland Bürokratieland
Schaut man über die Grenzen Deutschlands hin-
aus, wird schnell klar, dass Koalitionsregierungen 
in Europa eher die Regel als die Ausnahme sind. 
In vielen europäischen Ländern gibt es Mehrpar-
teiensysteme, in denen eine einzelne Partei selten 
die absolute Mehrheit erreicht. Parteien sind ge-
zwungen, Koalitionen zu bilden, um regierungsfä-
hig zu sein. So weit, so gut. Die Ausgangslage ist 
dieselbe, doch wenn es um die „Liebe zum Detail“ 
geht, lassen viele Länder im Koalitionsvertrag Mä-
ßigung walten. Dänemarks Dreiparteienbündnis 
aus Sozialdemokraten, Liberalen und Moderaten 
konnte sich auf ein Papier von 60 Seiten einigen. 
In Schweden umfasst der aktuelle Koalitionsver-
trag, auf den sich Moderate, Christdemokraten und 
Liberale verständigt haben, 63 Seiten. In den Nie-
derlanden sind die Koalitionspapiere der vergange- FO
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mulierte, den „Geldbeutel der Bürger“ zu schützen. 

»Die hektischen Tage der  
Koalitionsvereinbarungs-Suche 
lassen nicht genügend Zeit für 
eine wirklich sattelfeste, geset-

zesmäßige Lösungsfindung.«
Franz Müntefering,Franz Müntefering, Vizekanzler a. D., 
ehem. SPD-Vorsitzender  ehem. SPD-Vorsitzender  

Wahlperiode 2002–2005
Bundeskanzler: 

Gerhard Schröder
Koalition:  

SPD, Bündnis 90/Grüne
Koalitionsvereinbarung für 

die 15. Wahlperiode des 
Deutschen Bundestages.

71 Seiten

Wahlperiode 2009–2013
Bundeskanzlerin: Angela Merkel

Koalition: CDU/CSU, FDP
„Wachstum. Bildung. Zusammen­

halt. Der Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und FDP“

132 Seiten
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nen und der aktuellen Regierung 58 bzw.  29Seiten 
kurz. Ein Garant für eine handlungsfähige Politik 
ist der Umfang jedoch nicht. Der niederländische 
Koalitionsvertrag hielt nach der Wahl von 2021 kei­
ne zwei Jahre. Und der aktuelle Vertrag steht ange­
sichts der Konflikte in der niederländischen Regie­
rung auf einem bröckeligen Fundament. 

Cem Özdemir fordert im Hinblick auf Koalitio­
nen: „Eine Regierung ohne starkes Vertrauen muss 
sich dieses erarbeiten – durch konkretes Handeln 
und Ergebnisse, und das am besten: schnell, dyna­
misch, verlässlich. Sie muss beweisen, dass sie be­
reit ist, Probleme zu lösen, und das für die ganze 
Gesellschaft, nicht nur die eigene Wählergruppe.“ Gesellschaft, nicht nur die eigene Wählergruppe.“ Gesellschaft, nicht nur die eigene Wähler
Koalitionsverhandlungen sind nicht nur Sache des 
Bundes – auch die Bundesländer mischen mit. Mi­
nisterpräsidenten und Spitzenpolitiker sitzen am 
Tisch, oft mit klarem Kalkül: Sie wollen finanzielle 
Mittel und Einfluss für ihre Länder sichern. 

Dieses Ringen erschwert nicht nur die Regie­
rungsbildung, sondern auch die Umsetzung der 
Vorhaben. So entsteht eine Verantwortungsdiffu­
sion: Jeder fordert etwas und bestimmt mit – aber 
niemand trägt die volle Verantwortung. Für zu­
kunftsfähigere Koalitionsverträge braucht es dar­
über hinaus neue Ansätze: Weniger Detailvorgaben, 
mehr strategische Leitlinien. Mehr Flexibilität, um 
Politik an die Realität anzupassen. Aber keine radi­
kale Autonomie der Ministerien nach dem Motto: 

„Jeder Koalitionär macht in seinem Ressort seine 
Politik“. Denn dann wird die Politik einer Bundes­
regierung widersprüchlich. Ohne Veränderungen 
drohen Koalitionsverträge jedoch weiter an der po­
litischen Realität zu scheitern.

Keep it simple, keep it short!
Wenn Friedrich Merz seinen Worten vom Wahl­
abend des 23. Februars Taten folgen lassen und 
bis Ostern eine handlungsfähige Regierung bilden 
will, sollte er bei den Verhandlungen nicht nur auf 

die Zeit achten, sondern beim Koalitionsvertrag 
auch auf die Seitenzahl. Denn eines ist klar: Die 
Lage ist zu ernst für verklausulierte Worthülsen 
und überbürokratisierte Absichtserklärungen. Das 
unterstreicht Ferdinand Kirchhof: „Keep it simp­
le, keep it short! Dann erlangen diese Verträge viel 
mehr Durchschlagskraft.“ Auch Jürgen Falter for­
dert mehr Mut zur Lücke: „Ein zeitgemäßer Koa­
litionsvertrag sollte sich auf die großen Linien der 
Politik beschränken und sich darauf konzentrieren, 
was man wirklich anpacken will, also mit weniger 
Detailgenauigkeit arbeiten und auf die manchmal 
geradezu unerträgliche Politiklyrik verzichten.“

CDU­Generalsekretär Carsten Linnemann je­
denfalls hat noch am Wahlabend beim Polittalk 

„maybrit illner“ einen ersten Vorstoß unternom­
men. Er schlug vor, zunächst einen kurzen Koaliti­
onsvertrag, 20 oder 30 Seiten lang, für ein Jahr aus­
zuarbeiten und zehn große Projekte zu benennen, 
um dem Handlungsdruck in Außen­ und Vertei­
digungs­, Migrations­ und Wirtschaftspolitik ge­
recht zu werden. „Nach dem Jahr“, so Linnemann, 

„kann man sich gerne wieder hinsetzen.“ Ob das 
unkonventionell ist? Vielleicht. Aber vielleicht 
braucht es solch eine frische Prise Pragmatismus, 
um Deutschland aus der Misere zu helfen.

01_2025

»Wie reagieren wir auf das, 
von dem wir zum Abschluss 

der Verhandlungen noch 
nicht wissen, dass es auf  

uns zukommt?«
Cem Özdemir,Cem Özdemir,

Bundeslandwirtschaftsminister  

 Wahlperiode 2021 Wahlperiode 2021–20252025
Bundeskanzler 

Olaf Scholz
Koalition: SPD, Bündnis 90/

Die Grünen, FDP
„Mehr Fortschritt wagen: 

Bündnis für Freiheit, 
Gerechtigkeit und Nach-

haltigkeit.Koalitionsvertrag 
zwischen SPD, Bündnis 90/

Die Grünen und FDP“

177 Seiten

Wahlperiode 2013–2017
Bundeskanzlerin: 
Angela Merkel
Koalition: CDU/CSU, SPD
„Deutschlands Zukunft gestalten: 
Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und SPD“

185 Seiten
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»Wir brauchen  
mehr Flexibilität und 

sollten weniger 
versuchen, stumpf einen 

Vertrag abzuarbeiten.« 
Gitta Connemann, über die Notwendigkeit

flexiblerer Koalitionsverträge 
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»Agilität statt
Abarbeiten«

Für GITTA CONNEMANN (CDU), Bundesvorsitzende der Mittelstands- und 
Wirtschaftsunion, ist klar: Wer sich den großen Linien der Politik widmet und 

Handlungsfähigkeit beweist, erlangt auch verloren geglaubtes Vertrauen zurück.

Hinter uns liegt ein intensiver Wahlkampf. 
Wie bewerten Sie die vergangenen Monate?
Gitta Connemann: Der Wahlkampf war kurz und 
extrem heftig – leider nicht nur verbal. Wir ha-
ben insbesondere als Christdemokraten von Dif-ben insbesondere als Christdemokraten von Dif-ben insbesondere als Christdemokraten von Dif
famierung über Zerstörung bis zu persönlichen 
Bedrohungen alles erlebt. Ich habe inzwischen 
zum siebten Mal kandidiert. Und deshalb viele 
Wahlkämpfe mitgemacht – auch in schwierigen 
Zeiten. Aber ich habe noch nie erlebt, dass unse-
re Plakate flächendeckend bereits in der ersten 
Nacht, nachdem gehängt worden ist, zerstört und 
Banner beschmiert worden sind. Dazu kamen An-
griffe auf Kreisgeschäftsstellen oder die Belage-
rung von Veranstaltungshallen wie in München 
am Samstag vor der Wahl durch aggressive Störer. 
Das lässt mich sehr nachdenklich zurück.

Wie erklären Sie sich die Zunahme von 
solch überschreitendem Verhalten?
Connemann: Für mich ist dies Ausdruck einer zu-
nehmenden Spaltung der Gesellschaft. Die Tona-
lität ist härter geworden, die Bereitschaft, anderen 
zuzuhören, kleiner und die Neigung zu Verbal-
keulen und persönlichen Angriffen ausgeprägter. 
Mich treibt eine Erhebung um, die Allensbach seit 
vielen Jahren durchführt: der Freiheitsindex. Es 
geht um die Frage: Können Sie in diesem Land 
Ihre Meinung frei sagen? 1990 waren es 78 Pro-
zent, die sagten: Ja, natürlich. 2024 waren es nur 
noch 47 Prozent. Und ich weiß nicht, wie nied-
rig die Zahl aktuell wäre. Die Mehrheit der Be-
völkerung hat das Gefühl, sich in der Öffentlich-
keit nicht oder nur noch eingeschränkt äußern zu 
können. Menschen, die ihre Meinung nicht mehr 
sagen, haben aber dennoch eine. Sie äußern diese 
Meinung nur in Blasen. Und Blasen bringen im-
mer Gefahren mit sich: sich zu verlieren an Rän-
dern, in kleinen, vielleicht extremeren Gruppen. 
Meinungsfreiheit ist eine tragende Säule der De-
mokratie. Wir müssen deshalb zu einer Sprache 
zurückkommen, die deutlich macht: Ich bin nicht 
deiner Meinung, aber ich höre dir zu und bin be-
reit, diese zu ertragen. Das gilt für Politik, Medien, 
Kirchen und NGOs in gleicher Weise. Demokra-

tie lebt von der auch strittigen Diskussion unter-
schiedlicher Positionen.

Bei der Wahl im Februar erzielten Sie in 
Ihrem Wahlkreis Unterems ein respektables 
Erststimmenergebnis von 40,5 Prozent. Wie 
schafft man Vertrauen in so unruhigen Zeiten?
Connemann: Das ist wohl die Kernfrage. Denn 
Vertrauen ist das Fundament jeder Beziehung. 
Deshalb ist der grassierende Vertrauensverlust 
verheerend. Viele Menschen vertrauen nicht 
mehr – weder den Kirchen, dem öffentlich-recht-
lichen Rundfunk, der Politik ohnehin nicht, noch 
nicht mal mehr ihrem Hausarzt. Wie lässt sich 
also wieder Vertrauen herstellen? Ich glaube, es ist 
wichtig, klar zu sein, niemandem nach dem Mund 
zu reden, verlässlich zu agieren, keine unerfüllba-
ren Versprechen zu machen. Und sich zu küm-
mern. Mich erreichen jeden Tag Bürgeranfragen. 
Es gelingt mir vielleicht in einem Drittel der Fälle, 
irgendwas zu tun. Zwei Dritteln muss ich sagen: 
Ich kann nicht helfen. Aber die Bürgerinnen und 
Bürger haben Anspruch auf Antworten – selbst 
wenn es eine negative ist. Ich setze deshalb per-
sönlich auf folgendes Konzept: sich kümmern, auf 
Augenhöhe kommunizieren, kurzum: Bürgernähe.

Eine Woche nach dem Debakel bei der Bun-
destagswahl hat Peter Tschentscher die SPD 
in Hamburg zum Sieg geführt. Könnte sein 
Modell für pragmatische Politik nun bei den 
Sondierungen in Berlin als Vorbild dienen?
Connemann: Unbedingt. Für Hamburg war be-
zeichnend: weniger Streit und mehr Einigkeit – 
auch in der Außenwahrnehmung. In der Rück-
schau auf die Ampel werden sicherlich die al-
lermeisten Bürgerinnen und Bürger ihre Enttäu-
schung, ihre Wut nicht an einer Sachentscheidung 
festmachen, sondern am Auftritt der Ampel ins-
gesamt. Ich habe noch die Koalitionsverhandlun-
gen von SPD, Grünen und FDP vor Augen, die ja 
für unsere Verhältnisse ganz neu waren. Es wurde 
nur tagsüber verhandelt, man verließ zum Feier-
abend fröhlich pfeifend die Verhandlungsräume 
und machte herrliche Selfies. Dann folgte aber 

Vita

Gitta Connemann

ist seit 2002 Mit-
glied des Deutschen 

Bundestages und 
engagiert sich vor 
allem in den Be-

reichen Wirtschaft, 
Landwirtschaft 

und Mittelstand. 
Connemann war 

vor ihrer politischen 
Laufbahn als Rechts-

anwältin tätig. 
Neben ihrer politi-
schen Arbeit setzt 

sie sich aktiv für den 
Erhalt der friesischen 
Kultur ein, insbeson-
dere für die Traditi-
onen und Sprache 
ihrer Heimatregion 

Ostfriesland.
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»Kompromiss fähigkeit  
war noch nie so  gefordert wie 

jetzt.  Jeder wird  schmerzhafte  
 Einbußen  machen  müssen. Das ist 

das  Wesen einer Koalition.« 
Gitta Connemann, über die Dringlichkeit, 

schnell zu einer handlungsfähigen Regierung zu kommen  
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der Absturz. Aus der sogenannten Fort-
schrittskoalition wurde eine Chaosko-
alition, die wegen ihrer Zerstrittenheit 
in die Geschichte eingehen wird. Jede 
Koalition sollte daraus lernen: Diskus-
sionen immer, aber dann bitte intern. 
Extern weniger Streit, mehr Einigkeit.

Worauf kommt es beim Ausarbeiten 
des Koalitionsvertrages jetzt an?
Connemann: Wenn man zurückschaut, 
war der Koalitionsvertrag der Ampel 
bereits drei Monate nach seiner Un-
terzeichnung durch den Angriffskrieg 
Russlands auf die Ukraine nicht mehr 
zeitgemäß. Und es stellte sich heraus, 
dass Grundfragen offenbar nicht ge-
klärt waren. Es wurden Sollbruchstel-
len in die Regierungsarbeit getragen. Es 
sollten die großen Linien geklärt wer-
den, ohne sich in Details zu verlieren. 
Die Bundesregierung muss Raum ha-
ben, den Koalitionsvertrag, wenn nö-
tig, auch während der Regierungszeit 
weiterzuentwickeln. Außerdem müs-
sen wir lernen, mit Unsicherheiten, die 
unsere Welt charakterisieren, umzuge-
hen, also Agilität statt Abarbeiten. Wir 
müssen priorisieren. Und schließlich gilt 
es, eine neue Grundlage für Vertrauen 
zu schaffen, mit guter Kommunikati-
on, mit Verlässlichkeit und klaren Rah-
menbedingungen. Bürger und Betriebe 
müssen wissen, was auf sie zukommt. 
Das ist unabdingbar, um Vertrauen zu-
rückzugewinnen. Wenn uns das nicht 
gelingt, droht diese Republik 2029 blau 
zu werden.

Ihr Kollege Carsten Linnemann hat 
vorgeschlagen, sich zunächst für 
das erste Jahr auf ein 20-seitiges 
Dokument zu begrenzen. Halten 
Sie das für einen sinnvollen Ansatz, 
um mehr Pragmatismus in die 
Regierungsarbeit zu bringen?
Connemann: Ja. Wir wissen heute 
nicht, was morgen passiert. Vor eini-
gen Tagen haben wir erlebt, dass das 
transatlantische Bündnis, das als un-
zerrüttbar galt, auf offener Bühne an-
geschlagen wurde. Auf einmal stellt 
sich die Frage: Wie stellen wir die Ver-
teidigungsbereitschaft und Wehrfähig-
keit Europas her? Deswegen sollte man 
auf Sicht fahren. Flexibilität muss er-
halten werden. Die stumpfe Abarbei-
tung eines auf vier Jahre geschlosse-

nen Koalitionsvertrages erscheint mir 
damit nicht vereinbar.

Ist ein 180 Seiten langer 
Koalitionsvertrag überhaupt 
noch zeitgemäß?
Connemann: Eigentlich nicht. Wenn 
ich mir allein unser Wahlprogramm an-
schaue, kommt dort schon einiges zu-
sammen. Und je höher der Detailgrad, 
desto umfangreicher wird ein Koaliti-
onsvertrag. Aus meiner Sicht wird der 
Koalitionsausschuss in Zukunft eine 
sehr viel größere Bedeutung bekommen. 
Es wird zwingend erforderlich sein, sich 
dort kontinuierlich abzustimmen.

Müssen Koalitionspartner heutzutage 
mehr Abstriche machen können?
Connemann: Kompromissfähigkeit war 
noch nie so gefordert wie jetzt. Das gilt 
auch für CDU, CSU und SPD. Zu glau-
ben, dass eine der beteiligten Parteien 
zu hundert Prozent ihre Punkte durch-
setzen kann, um dann in lautes Jubel-
geheul auszubrechen, ist ein Irrglaube. 
Alle Beteiligten werden schmerzhafte 
Einbußen machen müssen. Das ist das 
Wesen einer Koalition.

Bei welchen Schwerpunktthemen 
sehen Sie für die neue Bundesregie-
rung den größten Handlungsbedarf?
Connemann: Die erste Priorität hat die 
Außen- und Sicherheitspolitik. Dabei 
geht es unter anderem um die kurz-
fristige Herausforderung, die Ausstat-
tung unserer Bundeswehr sowohl fi-
nanziell als auch personell zu verbes-
sern. Der zweite Schwerpunkt liegt bei 
der Wirtschaftspolitik und der Wieder-
herstellung von Wettbewerbsfähigkeit. 
Derzeit bricht in Deutschland jeden 
Tag Substanz weg. Pro Stunde mel-
den drei Betriebe Insolvenz an. Hin-
zu kommen Betriebsaufgaben in be-
drohlicher Höhe. Im Jahr 2023 waren 
es insgesamt 176.000. Nur 11 Prozent 
dieser Schließungen waren die Folgen 
einer Insolvenz. Die Betriebsaufgaben 
erfolgten aus ganz unterschiedlichen 
Gründen: zu hohe Energiekosten, zu 
viel Regulierung, fehlende Mitarbeiter. 
Deswegen steht für uns an vorderster 
Stelle die Senkung der Energiekosten 
und der Rückbau von Bürokratie. Die 
Überregulierung belastet die Betriebe 
nicht nur mit mehr als 140 Milliarden 

Euro pro Jahr, sondern raubt ihnen 
Zeit, Kraft und Zuversicht. Das dritte 
Kernthema ist die Migration. Nicht nur, 
weil wir als Union einen Fünf-Punkte-
Plan vorgelegt haben. Vielmehr bewegt 
dieses Thema die Menschen – egal ob 
jung oder alt. Mit jedem Anschlag er-
warten die Bürgerinnen und Bürger 
drängender, dass die Zeit der Sprech-
blasen und der Betroffenheitslyrik vor-
bei ist. Wir müssen handeln und das 
Vertrauen in die Handlungsfähigkeit 
des Staates wiederherstellen. Denn 
sonst haben wir dem Hauptnährbo-
den der AfD nichts entgegenzusetzen.

Welchen Plan hat die CDU 
für ein starkes Europa?
Connemann: Wir müssen die Begeis-
terung und Verantwortung für Europa 
wiederentdecken. In den letzten dreiein-
halb Jahren war die aktuelle Bundesre-
gierung in Europa faktisch nicht sicht-
bar. Ständige Enthaltungen waren auch 
Ausdruck mangelnden Engagements 
für Europa. Wir müssen wieder Füh-
rung für Europa anbieten. Dazu braucht 
Deutschland Meinung, kein „German 
Vote“. Dafür steht Friedrich Merz als 
leidenschaftlicher Europäer. Kurz vor 
der Wahl hat er alle Vorsitzenden der 
EVP-Familie, die Kommissions- sowie 
die Parlamentspräsidentin nach Ber-
lin eingeladen. Die Zeit von deutscher 
Unentschlossenheit und Sprachlosig-
keit wird vorbei sein. Wir müssen aber 
auch der deutschen Bevölkerung wieder 
deutlich machen: Nur mit einem starken 
Europa sind wir als Deutschland stark.

Sie sagen, der Vorsitz der Mittel-
stands- und Wirtschaftsunion (MIT) 
sei das schönste Ehrenamt der Welt.
Connemann: Der Mittelstand in 
Deutschland steht für mich für Mut, 
Ideen und Taten. Es sind Macherin-
nen und Macher, vom Arbeitnehmer 
bis zum Familienunternehmer. Die-
se Menschen sind bereit, Verantwor-
tung zu übernehmen – für ihre Betrie-
be, im Ehrenamt, für ihre Familien, für 
nachfolgende Generationen, für dieses 
Land. Viele von ihnen engagieren sich 
in der MIT. Und geben mir Rückhalt, 
machen mich stark, schenken mir Ver-
trauen. Das erfüllt mich jeden Tag mit 
Dankbarkeit und Demut.

Das Gespräch führte Tim WinterFO
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Verspätete Briefe, verschwundene Pakete und überforderte Paketboten – der Logistikriese 
DHL (vormals Deutsche Post) kämpft mit wachsendem Frust seiner Kunden.  

Warum gibt es so viele 
Beschwerden über DHL? 

Beschwerden 2023
in Prozent

Quelle: Bundesnetzagentur
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1. Das Problem: 
Wenn jede Beschwerde eine zu viel ist, 
dann hat DHL im vergangenen Jahr zu-
verlässig geliefert – im Schnitt rund 130-
mal am Tag. Rund 31.700 Beschwerden 
gingen allein in den ersten drei Quar-
talen 2024 bei der Bundesnetzagentur, 
der Aufsichtsbehörde des Bundes, ein. 
Das waren 25 Prozent mehr als in den 
ersten neun Monaten des Jahres 2023. 
Kunden ärgern sich über verspätete Zu-
stellungen, unleserliche oder fehlende 
Abholzettel, verlorene oder beschädig-
te Sendungen und einen überforderten 
Kundenservice. Teilweise kommt die 
Briefpost nur noch einmal pro Woche, 
ärgern sich Private und Unternehmen. 
Seit Anfang dieses Jahres kommt hinzu: 
Mussten bei nationalen Briefen bislang 
95 Prozent der Sendungen spätestens 
nach zwei Werktagen angekommen sein, 
hat die Post dafür nun drei Tage Zeit. 
Gleichzeitig steigt das Porto: für Stan-
dardbriefe von 0,85 auf 0,95 Euro, für 
Postkarten noch drastischer von 0,70 
auf 0,95 Euro und für ein Päckchen von 
4,79 auf 5,19 Euro (Größe M). Für viele 
Verbraucher ein zusätzlicher Frustfak-Verbraucher ein zusätzlicher Frustfak-Verbraucher ein zusätzlicher Frustfak
tor.  Anfang März setzte DHL noch eins 
drauf: Nach einem Gewinneinbruch im 
Briefgeschäft baut das Unternehmen in 
Deutschland bis Ende des Jahres 8000 
der rund 190.000 Stellen in der Sparte 
Post&Paket ab.

Auffällig: Die Beschwerden richten 
sich zwar gegen die gesamte deutsche 
Brief- und Paketpost, aber mit 90 Pro-
zent entfällt der Löwenanteil auf den 
Marktführer DHL. Antonia Niederprüm, 
Leiterin der Abteilung Post und Logis-
tik beim Wissenschaftlichen Institut 
für Infrastruktur und Kommunikati-
onsdienste (WIK), überrascht das nicht. 
Bei den Paketdienstleistern sei die DHL 
Group mit einem Marktanteil von mehr 
als 40 Prozent unangefochtener Markt-
führer. Große Konkurrenten sind Ama-
zon, Hermes, dpd, GLS, UPS. Bei Brie-
fen kommt die Post auf rund 85Prozent.  

Offiziell firmiert der 1995 privati-
sierte und seit dem Jahr 2000 börsen-
notierte Logistikriese heute unter DHL 
Group, zuvor unter Deutsche Post DHL 
Group. Das Briefgeschäft läuft immer 
noch unter Deutsche Post. Namensge-
ber des deutschen Konzerns sind die 

Anfangsbuchstaben der US-Unterneh-
mer Adrian Dalsey, Larry Hillblom und 
Robert Lynn. Ihren Paketdienst über-
nahm die Post 2002. 

2. Die Gründe:  
Während das Briefgeschäft immer wei-
ter schrumpft, weil Private chatten und 
mailen und auch Unternehmen verstärkt 
online kommunizieren sowie zum Bei-
spiel künftig E-Rechnungen verschicken 
müssen, boomt das Paketgeschäft vor 
allem dank des beliebten E-Commerce. 
Mit kostenlosen Retourenlabeln be-
feuern die großen Händler die Lust auf 
Shopping im Netz zusätzlich. In Zahlen: 
Im Jahr 2023 stellte DHL in Deutsch-
land rund 1,7 3 Milliarden Pakete zu, was 
einem Anstieg von etwa zwei Dritteln 
gegenüber 2013 entspricht. Auch nach 
dem Corona-Peak 2022 mit 1,82 Milli-
arden Paketen blieben die Zahlen hoch. 
Seit 2013 sank die Zahl der beförderten 
Briefe hingegen um gut 30 Prozent.  

Hinzu kommt, dass es keine Pflicht 
zur Quittierung für Sendungen mehr 
gibt. Paketzusteller können die Ware 
an einem vom Kunden festgelegten 
Ablageort, etwa Nachbar, Filiale oder 
Kiosk, abstellen. Damit entfällt der di-
rekte Kundenkontakt. „Das spart Zeit 
und entlastet die Paketboten, birgt aber 
auch eine Gefahr für Diebstähle und 
Verlust“, sagt Niederprüm. Der Tätig-
keitsbericht 2022/23 der Bundesnetz-
agentur belegt diese Aussage. Mit gut 
54 Prozent werden Verlust und Dieb-
stahl als häufigster Grund für eine Be-
schwerde angegeben. 

Darüber hinaus gibt es einen ho-
hen Bedarf an zusätzlichem Personal. 
Bezahlung und die physisch anstrengen-
de Arbeit schrecken viele Bewerber ab. 
Bezahlt werden die DHL-Paketzusteller 
nach Tarifvertrag. Laut Jobportal Kun-
unu liegt das durchschnittliche Jahres-
gehalt für Zusteller bei DHL bei etwa 
31.700 Euro brutto, was einem monat-
lichen Bruttogehalt von rund 2.640Euro 
entspricht. Hermes zahlt danach besser, 

GLS und dpd zahlen schlechter. 
Die Zusteller, aktuell sind es rund 

115.500 bei der DHL Group, arbeiten 
zudem oft unter Zeitdruck, was Fehler 
und Verzögerungen begünstigt. „Wenn 
es Schwierigkeiten in der Paketzustel-
lung gibt oder diese sehr lange dauert, 
liegt dies natürlich auch am fehlenden 
Personal“, sagt Niederprüm. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass viele Paketzu-
steller immer mehr verbalen Anfeindun-
gen und körperlichen Angriffen ausge-
setzt sind. „Bei DHL gab es in Berlin den 
Fall, dass ein Fahrer ins Krankenhaus 
musste, weil ein Kunde ihn schlimm 
verprügelt hat. Viele schmeißen auch 
wegen solcher Vorkommnisse ihren Job 
hin“, erzählte Christina Dahlhaus, Vor-
sitzende der Fachgewerkschaft DPV-sitzende der Fachgewerkschaft DPV-sitzende der Fachgewerkschaft DPV
KOM, der WELT. Wer durchhält, ist an-
fällig für Fehlzeiten. Laut Gesundheits-
report der Barmer Krankenkasse liegt 
der Krankenstand in der Logistik und 
Verkehrsbranche um 47 Prozent höher 
als im Durchschnitt aller Berufe. Von 
1.000 Beschäftigten fallen täglich fast 
105 krankheitsbedingt aus. Auffällig 
waren dabei die hohen Fehlzeiten auf-waren dabei die hohen Fehlzeiten auf-waren dabei die hohen Fehlzeiten auf
grund von Muskel-Skelett-Erkrankun-
gen. Dieser hohe Krankenstand belastet 
die gesamte Branche. 

Damit nicht genug. Auch die Infra-
struktur trägt zur schlechten Service-
qualität bei. Denn die hält mit dem Pa-
ketboom nicht Schritt. Während sich 
die Deutschen immer mehr liefern las-
sen, dünnte DHL das Filialnetz aus, um 
Kosten zu senken. Der Logistiker be-
trieb im Jahr 2022 gut 12.700 Filialen 
in Deutschland – zwar rund 700 mehr 
als gesetzlich vorgeschrieben, doch im 
Vergleich zu 2015 mit 13.160 Filialen ist 
ihre Anzahl über die Jahre zurückge-
gangen. Der Weg für die Kunden wird 
länger und vor allem kleine Kioske sind 
oftmals mit Paketen derart überfrach-
tet, dass der Kunde kaum zur Kasse vor-
dringt. Kein Wunder, dass so manches 
Paket verloren geht. Last but not least 
führt die Bundesnetzagentur die 

Weniger
Briefpost

Anzahl der beförderten Briefe durch die 
DHL Group in Millionen Stück

Quelle: Statista
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vielen Beschwerden auch darauf zurück, 
dass Verbraucher durch die Medien bes-
ser über ihre Beschwerdemöglichkeiten 
informiert sind.

3. Die Lösung:  
Höhere Löhne und bessere Sozialleis-
tungen könnten helfen, mehr Personal 
zu gewinnen und zu halten. „Die Ein-
stiegshürden sind gering, was die Lo-
gistikbranche für viele attraktiv macht. 
Auch Geringqualifizierte finden hier 
sehr gut Arbeit“, sagt Niederprüm. 
Mit 38 Prozent liegt der Anteil von Be-
schäftigten mit Migrationshintergrund 
in der Verkehrs- und Logistikbranche 
laut dem Statistischen Bundesamt über 
dem Durchschnitt. „Ohne diese Be-
schäftigten könnte die Paketbranche 
diese Flut an Sendungen nicht bewäl-
tigen. Neben der Einstellung von mehr 
Personal ist es wichtig, dass die Ar-
beit einen gesundheitlich nicht kaputt 
macht. Dazu können auch die neuen 
Änderungen im Postgesetz beitragen“, 
erklärt Niederprüm. 

Die am 19. Juli 2024 in Kraft getre-
tene Novelle des Postgesetzes will ge-
zielt die Paketzusteller entlasten. Pakete 
über zehn Kilogramm müssen klar ge-
kennzeichnet sein, schwere Sendungen 
über 20Kilogramm sollen von zwei Per-
sonen getragen werden – es sei denn, 
technische Hilfsmittel wie Treppen-
steig-Sackkarren kommen zum Einsatz. 
Die Kriterien für geeignete Hilfsmittel 
sollen dazu in einer Verordnung fest-
gelegt werden. „Durch das neue Postge-
setz erhält die Post als Universaldienst-
leister mehr Zeit für die Zustellung von 
Briefen. Zugleich steigt das Briefporto 
nur moderat. Außerdem stärken wir den 

Wettbewerb auf dem Paketmarkt und 
schützen ihn vor Überregulierung. Be-
sonders wichtig war uns als FDP, dass 
in der Paketzustellung weiterhin Sub-
unternehmer beschäftigt werden dür-
fen“, sagt Reinhard Houben von der 
FDP, wirtschaftspolitischer Sprecher 
der FPD-Bundestagsfraktion und Ob-
mann im Wirtschaftsausschuss im Bun-
destag in der letzten Legislaturperiode. 

Bündnis 90/Die Grünen und SPD 
wollen das neue Postgesetz dahinge-
hend abändern, dass Pakete mit einem 
Gewicht von 23Kilogramm nur mit zwei 
Personen zugestellt werden dürfen – 
ohne Ausnahme. Houben sieht dies 
kritisch: „Wer kontrolliert, ob schwe-
re Pakete von zwei Personen getragen 
werden. Der Vorschlag ist gut gemeint, 
geht aber an der Realität vorbei. Gesetze 
müssen sich an der Realität messen las-
sen und nicht am Wunschdenken von 
Politikerinnen und Politikern.“ 

Profitieren könnten Verbraucher 
und DHL-Konkurrenten von einer 
Wettbewerbsklausel. Mit dem neu-
en Postgesetz sollen kleinere Wettbe-
werber wie regionale Briefdienstleister 
besser am wachsenden Online-Handel 
teilnehmen können. Künftig können 
sie kleinformatige Warensendungen, 
die häufig beim privaten Online-Ver-
kauf in Päckchen oder Briefumschlä-
gen versendet werden, der Deutschen 
Post übergeben, wenn die Sendungen 
außerhalb des eigenen Gebietes zuge-
stellt werden müssen.  

Neben der bereits beschlossenen 
Reform können zusätzliche Packsta-
tionen, größere Lagerkapazitäten und 
modernere Technologien die Zustel-
ler entlasten. Das Postgesetz sieht erst-

mals die Möglichkeit vor, automatisier-
te Stationen als Filialen anzuerkennen. 
Wie in einer kleinen Postfiliale können 
die Kunden an den Automaten Brief- 
und Paketmarken kaufen, Briefe und 
Pakete versenden und nach vorheriger 
Registrierung empfangen sowie mit ei-
nem Service-Mitarbeiter chatten. Auf 
weniger technikaffine und digital fit-
te Nutzer dürfte mit den Automaten 
eine echte Herausforderung zukom-
men. „Diese Modernisierung und Fle-
xibilisierung wird von der Deutschen 
Post sehr begrüßt, da es in manchen 
Orten immer schwerer wird, geeignete 
Ladenlokale oder Einzelhändler zum 
Betrieb von Filialen zu finden“, freut 
sich hingegen die DHL Group. In der 
Praxis entscheidet sie künftig zusam-
men mit der Bundesnetzagentur, ob 
eine Region durch eine Filiale oder ei-
nen Automaten versorgt wird. Mit ei-
nem Digitalen Post-Atlas will die Bun-
desnetzagentur Kunden über nahe ge-
legene Postservices informieren. 

Bis 2030 will DHL die Zahl ih-
rer Abhol- und Abgabestationen auf 
30.000 Stück steigern, um die Kosten 
weiter zu senken. Derzeit gibt es  14.200 
Pack- und 800 Poststationen. Um dem 
Ziel näher zu kommen, wirbt DHL mit 
Flyern bei Einzelhändlern, Unterneh-
men, Behörden, Immobilienfirmen. Sie 
sollen auf freien Flächen ihrer Grund-
stücke Packstationen aufstellen, erhal-
ten eine monatliche Vergütung, wäh-
rend DHL alle Kosten trägt: für Her-
stellung, Planung, Wartung, Reinigung 
und natürlich Anlieferung.   

Eine gute Nachricht zum Schluss: 
Immer mehr Online-Händler las-
sen dem Kunden die Wahl. Ob DHL, 
Hermes oder etwa dpd die bestell-
ten Waren bringen soll, kann er selbst 
entscheiden. 

Viel mehr Pakete
von Kurier-, Express- und Paketdiensten (KEP) 

in Millionen Stück
Quelle: Statista; * Prognose

Weniger Service
Im Jahr 2022 gab es verglichen mit 

2012 in Deutschland rund vier Prozent 
weniger Annahmestellen, Filialen und 

Agenturen der DHL Group. 
Quelle: Bundesnetzagentur
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A 0,5 Tonnen 
– so viel wie ein 
Konzertflügel.

B 100 Tonnen
 – so viel wie
 100 Kleinwagen.

C 1.000 Tonnen
– so viel wie 
200 Elefanten.
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Kultusministerkonferenz 

Neue Struktur
Im vergangenen Jahr hat sich die Kultusministerkonfe-
renz (KMK) grundlegend neu aufgestellt. Künftig wird es 
innerhalb der KMK eigenständige Bereiche für Bildung, 
Kultur und Wissenschaft geben. Diese, auch Konferenzen 
genannten Bereiche, übernehmen die Verantwortung für 
die bereichsspezifischen Themen und vertreten diese 
eigenständig. Eine jährliche gemeinsame Konferenz soll 
den Austausch und die Zusammenarbeit zwischen den 
neuen Bereichen fördern. Ziel ist es, Themen zielgenauer 
zu bearbeiten und in die Bildungslandschaft einzu bearbeiten und in die Bildungslandschaft ein-
fließen zu lassen. Zudem soll 
die neue Struktur auch zur die neue Struktur auch zur 
verstärkten Vernetzung der verstärkten Vernetzung der 
KMK mit Verbänden und KMK mit Verbänden und 
verschiedenen weiteren verschiedenen weiteren 
relevanten Bildungsorgarelevanten Bildungsorga-

nisationen und Stakeholdern führen und so die zentrale 
Rolle der KMK in der deutschen Bildungslandschaft 
gesichert werden. In der kommenden Legislaturperiode 
stehen für die KMK Themen auf der Agenda, wie die 
Förderung digitaler Bildung und die Stärkung der 
Lehrkräftebildung. Vor allem sollen aber angesichts der 
schlechten Ergebnisse der letzten Lernstandserhebungen 
die Bildungsqualität kontinuierlich verbessert sowie 
Chancengleichheit und Inklusion erhöht werden. 

Die richtige Antwort:

Die Vorstellung, dass Wolken leicht 

und schwerelos sind, trügt. Eine ty-

pische Schönwetterwolke mit einer 

Ausdehnung von einem Kubikki-

lometer wiegt etwa 1.000Tonnen. 

Richtig ist somit AntwortC. Um das 

Gewicht einer Wolke zu bestimmen, 

braucht man zwei Angaben. Zum 

einen die Größe der Wolke: Me-

teorologen schätzen diese anhand 

von Wolkenbildern und Messdaten, 

was bei Schönwetterwolken einfa-

cher ist als bei dunklen Regenwol-

ken, die oft ineinander übergehen. 

Zum anderen ist die Wassermenge 

pro Volumen relevant: Wolken be-

stehen fast ausschließlich aus win-

zigen Wassertropfen. Eine weiße 

Schönwetterwolke enthält etwa ein 

Gramm Wasser pro Kubikmeter. 

Das sind etwa zwei Millionen Trop-

fen.. Um den tatsächlichen Wasser-

gehalt an einem Punkt in der Wolke 

zu messen, muss ein Flugzeug in die 

Wolke hineinfliegen. Entscheidend 

für die „Tragfähigkeit“ einer Wolke 

ist die Lufttemperatur, denn warme 

Luft kann mehr Feuchtigkeit auf- Luft kann mehr Feuchtigkeit auf- Luft kann mehr Feuchtigkeit auf

nehmen als kalte. Deswegen können 

Gewitterwolken bis zu elf Kilome-

ter hoch und ebenso breit werden. 

Ihr Volumen und damit auch ihr 

Gewicht liegen in der Größenord-

nung von mehreren Millionen Ton-

nen Wasser.

Der neue KMK-Vorstand: Der neue KMK-Vorstand: 
Simone Oldenburg aus Mecklenburg-Simone Oldenburg aus Mecklenburg-
Vorpommern (Die Linke), Vorpommern (Die Linke), 
Bettina Martin aus Mecklenburg-Bettina Martin aus Mecklenburg-
Vorpommern (SPD) und Barbara Vorpommern (SPD) und Barbara 
Klepsch aus Sachsen (CDU)  Klepsch aus Sachsen (CDU)  (von links)

Wie viel wiegt eine Wolke? 
Wolken ziehen am Himmel vorüber und wirken dabei federleicht. Doch dieser Ein-
druck täuscht: In Wahrheit tragen sie eine erstaunliche Masse mit sich herum. Aber 
wie schwer ist eine Wolke wirklich? Gesucht wird das Gewicht einer Haufenwolke 
(Cumulus) mit einem Volumen von einem Kubikkilometer.

Wissen Sie, was eine Wolke auf die Waage bringt? 
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Kein einziger Standortfaktor im Saldo positiv
Bewertung von Standortfaktoren: negativ   neutral  positiv

*Rundungsbedingt kann die Summe der jeweiligen Standortfaktor-Bewertungen mehr als 100 Prozent betragen. 
Quelle: Gesamtmetall 

Arbeitskosten

Bürokratie / Regulierung

Wirtschaftspolitik und Planungssicherheit

Energiepreise

Stand der Digitalisierung 47 %

Unternehmenssteuern 48 %

Verfügbarkeit von Arbeitskräften 43 %

Qualifikation von Arbeitskräften 29 %

Verkehrsinfrastruktur 26 %

Subvention / Investitionen 24 %

Finanzierungskosten 14 %
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Deutschlands 
Wettbewerbsfähigkeit 
erodiert weiter
Die Standortkrise hält die Metall- und Elektro-Industrie in ihrer längsten Rezession 
seit der Wiedervereinigung. Ursache sind die desolaten Standortbedingungen, 
wodurch die Wettbewerbsfähigkeit weiter erodiert. Auch die GESAMTMETALL-

UMFRAGE unter Mitgliedsverbänden zeigt: Die Mehrheit der Unternehmen 
bewertet ihre Lage schlecht und erwartet auch keine schnelle Besserung. 



Schweres Rezessionsjahr
Entwicklung wichtiger ME-Konjunkturindikatoren in Prozent

2024 zum Vorjahreszeitraum, Stand 14.2.25   preisbereinigt   preisbereinigt   nominal nominal

Trotz Großaufträgen 
weiter in der Rezession

Entwicklung von Auftragseingang und Produktion M+E-Industrie

Preis-, kalender- und saisonbereinigte Indizes (Ø 2015 = 100) ; 
Stand: 25. Februar 2025

ME-MONITOR

Produktion / Jan.–Dez.−6,6
Auftragseingang / Jan.–Dez.−3,9 −2,5

Umsatz / Jan.–Dez.−5,7 −4,0
Auslandsumsatz / Jan.–Dez.−4,5 −2,6
Beschäftigte / Dez.−1,5
Arbeitsstunden / Jan.–Dez.−1,4

Entgeldsumme / Jan.–Dez. +3,0

Fast die Hälfte der ME-Firmen 
rechnet mit Personalabbau

Wie schätzen Sie die Beschäftigungsentwicklung 2025 
in Ihrem Unternehmen/Betrieb ein?

2 % stark 
steigend

2 % stark steigend
> 5 % Aufbau

2 % derzeit 
nicht absehbar

2 % derzeit 
nicht absehbar

82 % 17 % 1 %

84 % 15 % 1 %

78 % 20 % 2 %

72 % 28 % 1 %*

48 % 5 %

52 % 0 %

52 % 5 %

53 % 18 %

59 % 15 %

71 % 5 %

75 % 11 %
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ie M+E-Produktion sinkt seit sieben Quartalen 

– ein Negativrekord. Auch die Exporte sind im 
4. Quartal 2024 deutlich zurückgegangen und 
die Investitionen blieben schwach. Die Auf-die Investitionen blieben schwach. Die Auf-die Investitionen blieben schwach. Die Auf
tragslage bleibt entsprechend miserabel und 

die Stimmung der Unternehmen im Keller. Die Ursachen 
sind überwiegend von der Politik verursacht: Für mehr 
als 90 Prozent der M+E-Unternehmen sind die Stand-
ortbedingungen schlechter als 2015. Sozialabgaben, Bü-
rokratie, Steuern und Energiekosten belasten massiv. Zu-
dem wird die Verfügbarkeit von Arbeitskräften immer 
schwieriger und die Digitalisierung hinkt hinterher, wie 
die Gesamtmetall-Umfrage zeigt.

Auch die Investitionspläne sind alarmierend: Die Hälf-Auch die Investitionspläne sind alarmierend: Die Hälf-Auch die Investitionspläne sind alarmierend: Die Hälf
te der Unternehmen will ihre Investitionen in Deutschland 
weiter reduzieren. Fast die Hälfte davon plant Kürzungen 
um mehr als 30 Prozent. Im Gegenzug wollen gut 30 Pro-
zent der Firmen mehr im Ausland investieren. Die wich-
tigsten Ziele sind Osteuropa, Asien und die USA. 

Deindustrialisierung beschleunigt
Dadurch beschleunigt sich die Deindustrialisierung wei-
ter: Fast die Hälfte der Unternehmen plant Personal-
abbau, nur jedes achte Personalaufbau in Deutschland. 
Vor allem große Unternehmen müssen reduzieren. Dem-
gegenüber baut fast jedes dritte Unternehmen Arbeits-
plätze im Ausland statt in Deutschland auf. Zusätzlich 
zur Produktion sind bei jedem dritten Unternehmen 
auch FuE oder IT, Verwaltung und Service betroffen. 

Die neue Bundesregierung muss schnellstmöglich 
und konsequent für einen Politikwechsel sorgen: Für 
knapp 80 Prozent der Unternehmen kann die Deindus-
trialisierung nur dann gestoppt werden, wenn die Politik 
die Rahmenbedingungen grundlegend verbessert.
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Auftragsvolumen

Produktion

Absatz

−1 % 94,2

72,372,5

−0,6 % 89,4

73,8

100100%% −1,6 % 100,4

Q3 → Q4/24

Q2/20

03/15

Auto-
motive
WZ 29

73 %
stark sinkend

23 %
in etwa 

konstant

ME
gesamt

29 %
sinkend  

< 5% Abbau

40 %
in etwa konstant

10 %

steigend  
< 5%  

Aufbau

16 %
stark sinkend  
> 5% Abbau



Was wurde aus der …

steuerlichen Forschungszulage? 
Die 2020 gestartete steuerliche Forschungszulage ist ein 
wichtiges Instrument für mehr Forschung und Entwicklung 
(FuE). Sie ist technologieoffen, branchenübergreifend und 
flexibel, da auch Anträge für bereits abgeschlossene Projek-
te bis zu vier Jahre im Nachgang möglich sind. 

Bestätigt die Bescheinigungsstelle Forschungszula-
ge (BSFZ) inhaltlich die Förderfähigkeit, kann im zweiten 
Schritt die Zulage beim zuständigen Finanzamt beantragt 
werden. Förderfähig sind vor allem Personalkosten eigener 
FuE-Vorhaben sowie bis zu 70 Prozent der Kosten für exter-
ne Forschungsaufträge. Mit dem Wachstumschancengesetz 
können seit 2024 auch Abschreibungen beweglicher Wirt-
schaftsgüter gefördert werden.

Der Zuschuss beträgt grundsätzlich 25 Prozent. Zu Be-
ginn betrug der Deckel für die förderfähigen Kosten noch 
2 Mio. Euro pro Jahr und Unternehmen. Angesichts der Grö-

ße von Technologievorhaben zeigte sich schnell, dass das zu 
wenig war. Seit 2024 können Kosten von bis zu 10 Mio. Euro 
pro Jahr und Unternehmen angerechnet werden, womit der 
maximale jährliche Zuschuss auf 2,5 Mio. Euro stieg. Zudem 
wurde für KMU der Fördersatz auf 35 Prozent erhöht, was die 
beihilferechtlichen Möglichkeiten besser ausschöpft. 

Allerdings definiert die EU kleine und mittlere Unterneh-
men nur bis unter 250 Mitarbeiter – viele innovierende Mit-
telständler profitieren also nicht davon. In der M+E-Industrie 
werden 95 Prozent der FuE-Aufwendungen von Unternehmen 
ab 250 Mitarbeitern erbracht. Auch ist der Kostendeckel noch 
zu niedrig. So geben M+E-Firmen ab 250 Beschäftigten im 
Durchschnitt rund 25 Mio. Euro pro Jahr für FuE aus. 

Trotzdem hat das Instrument durch die Erweiterungen 
nochmals deutlich an Attraktivität gewonnen und stärkt 
Deutschland als Investitions- und Innovationsstandort. 
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»In Deutschland hat  
sich eine Unart etabliert,  

Koalitionsverträge immer 
ausführlicher und  

detail reicher zu gestalten. 
Dies zeugt von einer Angst, 

man könne in Zukunft  
bestimmte Dinge nicht 

im Griff haben.«
Ulrich von Alemann (1944)

Der Politikwissenschaftler beschäftigt sich  
vor allem mit den Themen Parteien- und 
Verbändeforschung. Auch nach seiner 

Emeritierung ist er weiterhin in Forschung, 
Lehre, Publizistik und Politikberatung aktiv.

www.gesamtmetall.de


